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Gesetz  

vom ... 

zur Änderung des Gesundheitsgesetzes (eHealth)  

 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg  

nach Einsicht in die Botschaft des Staatsrats vom ...;  

auf Antrag dieser Behörde,  

beschliesst: 

Art. 1 

Das Gesundheitsgesetz vom 16. November 1999 (SGF 821.0.1) wird wie 
folgt geändert: 

2a  eHealth (neu)  

Art. 23a (neu) Grundsatz  

Der Staatsrat bestimmt die kantonale eHealth-Politik.  

Art. 23b (neu) Elektronisches Patientendossier  

1.Für das elektronische Patientendossier (EPD) gilt das Bundesrecht.  

2.Der Staatsrat kann geeignete Massnahmen zur Förderung des EPD 
ergreifen.  

3.Zu diesem Zweck kann er namentlich Körperschaften zur 
Gründung von Stammgemeinschaften bilden oder solchen beitreten.  

4.Um eine zuverlässige Identifikation der Nutzerinnen und Nutzer 
des EPD zu garantieren, kann die AHV-Nummer im Sinne von 
Art. 50c des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 über die 
Alters- und Hinterlassenenversicherung verwendet werden.  

Art. 2 

Das Gesetz vom 4. November 2011 über die Finanzierung der Spitäler und 
Geburtshäuser (SGF 822.0.3) wird wie folgt geändert:  
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Art. 3 Abs. 1, Bst. i und i
bis

(neu)   

[1 Der Staat finanziert die Leistungen der Spitäler und 
Geburtshäuser, die:] 

i) über ein Informationssystem verfügen, das zu Qualität, Effizienz, 
Wirksamkeit und Betreuungssicherheit und zur Sicherstellung 
der Vergleichbarkeit der gelieferten Daten beiträgt;  

i
bis

) sich der nationalen und kantonalen eHealth-Strategie anpassen, 
namentlich was das elektronische Patientendossier anbelangt, 
und sich der vom Staatsrat bezeichneten Stammgemeinschaft 
anschliessen.  

Art. 3  

Das Gesetz über die sozialmedizinischen Leistungen (SGF 820.2) wird wie 
folgt geändert:  

Art. 9 Abs. 2, Bst. e (neu)  

[2.Als solche müssen sie [die Pflegeheime] insbesondere:]  

e) sich der nationalen und kantonalen eHealth-Strategie anpassen, 
namentlich was das elektronische Patientendossier anbelangt, 
und sich der vom Staatsrat bezeichneten Stammgemeinschaft 
anschliessen.  

Art. 4 

1 Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht 
dem Finanzreferendum.  

2 Der Staatsrat bestimmt das Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

 

 


